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BESCHLUSS
XII ZB 68/92

vom 
8. Juli 1992 

in der Familiensache

Karl-Heinz Straße 11,

Antragsgegner und 
Beschwerdeführer,

- Prozeßbevollmächtigte:

gegen

Beatriz d e Istraße 15,

Antragstellerin und 
Beschwerdegegnerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. (
Straße 58, C<
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Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 8. Juli 
1992 durch den Vorsitzenden Richter Lohmann und die Richter 
Dr. Blumenrohr, Nonnenkamp, Dr. Knauber und Dr. Hahne

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde gegen den Beschluß des 
10. Zivilsenats - Senat für Familiensachen - des 
Oberlandesgerichts Celle vom 13. Mai 1992 wird 
auf Kosten des Antragsgegners zurückgewiesen.

Beschwerdewert: 2.000 DM.

Gründe:

I.

Das Amtsgericht hat durch Verbundurteil die Ehe der 
Parteien geschieden, die elterliche Sorge für das gemeinsa­
me Kind Karl-Heinz der Antragstellerin übertragen und den 
Versorgungsausgleich geregelt. Ferner hat es über nachehe­
lichen Unterhalt für die Antragstellerin, Kindesunterhalt 
und Zugewinnausgleich entschieden.

Die Entscheidungsgründe enthalten unter "IV. Unter­
halt:" nach der Wiedergabe des Vortrags der Antragstellerin 
u.a. folgende Ausführungen:
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"Der Antragsgegner stellt keinen Gegenantrag. Er hat 
sich zu dem Vorbringen nicht geäußert.
Entscheidungsgründe:
Es war daher Versäumnisurteil aufgrund der Anträge der Antragstellerin zu erlassen."

Ferner heißt es unter "V. Zugewinnausgleich:" nach Wie­
dergabe des Vortrags der Antragstellerin u.a.:

"Der Antragsgegner hat auch im Zugewinnausgleichsver­
fahren keinen Gegenantrag gestellt. Dem Antrag auf Zah­
lung des Betrages in Höhe von 100.000 DM war ihm Rahmen 
des Zugewinnausgleichsverfahrens nach § 1378 BGB statt­
zugeben. "

Unter "VI. Kosten:" ist u.a. ausgeführt:

"Die Kosten des Unterhaitsverfahrens und des Zugewinn­
ausgleichsverfahrens im Verbund sind dem Antragsgegner 
auferlegt worden.
Dabei ist nach § 93a Abs. 1 Nr. 2 ZPO berücksichtigt 
worden, daß der Antragsgegner in diesem Verfahren voll 
unterlegen wäre, weil er sich zur Sache trotz des lan­
gen Verlaufs des Verfahrens nicht eingelassen hat."

Gegen dieses ihm am 14. November 1991 zugestellte Ur­
teil hat der Antragsgegner mit am 16. Dezember 1991 (Mon­
tag) beim Oberlandesgericht eingegangenem Schriftsatz Beru­
fung eingelegt und sie innerhalb verlängerter Frist vorläu­
fig begründet.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

Das Oberlandesgericht hat die Berufung als unzulässig 
verworfen, weil in den Folgesachen Unterhalt und Zugewinn­
ausgleich Versäumnisurteil ergangen sei, gegen das nur der 
beim Amtsgericht einzulegende Einspruch statthaft sei. 
Hiergegen wendet sich die sofortige Beschwerde des Antrags­
gegners , soweit das Oberlandesgericht auch die Berufung ge­
gen die Entscheidung über den Zugewinnausgleich als unzu­
lässig verworfen hat.

II.

1. Ist ein Verbundurteil teilweise als Versäumnisurteil 
ergangen, so ist es insoweit nicht mit der Berufung an­
fechtbar, vielmehr steht der säumigen Partei allein der 
Einspruch nach § 338 ZPO zu (Senatsbeschluß vom 3. Februar 
1988 - IVb ZB 4/88 - FamRZ 1988, 945). Für die Frage, ob 
ein Versäumnisurteil oder ein streitmäßiges Urteil vor­
liegt, kommt es nicht auf die Bezeichnung der Entscheidung, 
sondern auf deren Inhalt an (Senat aaO m.N.).

2. Hiervon geht auch die sofortige Beschwerde aus. Sie 
meint jedoch, die Entscheidungsgründe des Familiengerichts 
zum Zugewinnausgleich enthielten keinen Hinweis darauf, daß 
aufgrund der Säumnis des Antragsgegners durch Versäumnisur­
teil entschieden worden sei. Damit bleibt sie ohne Erfolg.

Den Ausführungen des Familiengerichts zum Zugewinnaus­
gleich ist zu entnehmen, daß es sich nicht etwa von der 
Richtigkeit des Vortrags der Antragstellerin überzeugt hat, 
was für eine streitmäßige Entscheidung spräche, sondern daß
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es nach § 331 Abs. 1 Satz 1 ZPO das Vorbringen der Antrag­
stellerin als zugestanden angenommen hat. Hieraus ergibt 
sich, daß das Familiengericht auch zum Zugewinnausgleich 
durch Versäumnisurteil entschieden hat. Das Gericht mußte 
dabei nicht nochmals die Säumnis des Antragsgegners im Ter­
min zur mündlichen Verhandlung hervorheben, nachdem es ge­
rade im vorhergehenden Abschnitt "IV. Unterhalt" die Vor­
aussetzungen für eine Entscheidung durch Versäumnisurteil 
bejaht hatte. Die dort verwendete Formulierung "Es war da­
her Versäumnisurteil aufgrund der Anträge der Antragstelle­
rin zu erlassen" bezieht sich ersichtlich auch auf den 
nachfolgenden Teil V. des Urteils, wie sich sowohl aus dem 
Gebrauch der Mehrzahl ("der Anträge") als auch aus dem sich 
entsprechenden Aufbau der beiden Urteilsabschnitte ergibt. 
Da der Antragsgegner zu den Anträgen sowohl auf Unterhalt 
als auch auf Zugewinnausgleich keinen Antrag gestellt hatte 
und im Termin zur mündlichen Verhandlung säumig war, be­
dürfte es daher besonderer Gründe für die Annahme, das Ge­
richt habe nur über die Unterhaltsbegehren, nicht aber auch 
über den Zugewinnausgleich durch Versäumnisurteil entschie­
den. Besondere Umstände werden aber von der sofortigen Be­
schwerde nicht aufgezeigt und sind auch nicht ersichtlich. 
Daß das Familiengericht durch Versäumnisurteil entschieden 
hat, wird durch seine Begründung der Kostenentscheidung zum 
Unterhalt und zum Zugewinnausgleich nochmals deutlich. Un­
beschadet der Frage, ob diesen Ausführungen gefolgt werden 
könnte, ergibt sich aus ihnen, daß das Gericht in beiden 
Fällen nicht von einer streitmäßigen Entscheidung ausgegan­
gen ist. Vielmehr hat es berücksichtigt, daß bei einer 
streitigen Entscheidung der Antragsgegner in beiden Folge­
sachen "voll unterlegen wäre". Diese Formulierung ist ein
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weiterer Hinweis darauf, daß das Familiengericht auch zum 
Zugewinnausgleich durch Versäumnisurteil entschieden hat.

3. Der Grundsatz der Meistbegünstigung, auf den sich 
die sofortige Beschwerde beruft, vermag ihr nicht zum Er­
folg zu verhelfen. Das Gericht hat sich nicht geirrt und 
den Antragsgegner nicht durch eine falsche Form seiner Ent­
scheidung auf einen vom höheren Gericht nicht gebilligten 
Weg für die Rechtsmitteleinlegung gewiesen (vgl. BGHZ 40, 
265, 267).

Lohmann Knauber
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